
1. Dortmunder Forschungsforum „Soziale Nachhaltigkeit“ 
20. Oktober 2014 

Vortragssaal der DASA 
Dortmund – soziale Stadt als Herausforderung 

Birgit Zoerner, Sozialdezernentin Stadt Dortmund –es gilt das gesprochene Wort – 

 

Liebe Frau Rothe,  

liebe Frau Prof. Dr. Gather, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich freue mich, dass ich hier auf dem 1. Dortmunder Forschungsforum 

„Soziale Nachhaltigkeit“ die Gelegenheit habe, aus dem Blickwinkel des 

Sozialdezernats der Stadt Dortmund einen Beitrag zum Themenfeld 

„Soziale Nachhaltigkeit“ des Masterplans Wissenschaft zu leisten. Ich bin 

davon überzeugt: Dortmund kann mit seiner sozialpolitischen Tradition 

und den vielfältigen Forschungseinrichtungen weitreichende Impulse in 

diesem Forschungsfeld setzen. 

 

Mit über 580.000 Einwohnern und Einwohnerinnen ist Dortmund die 

größte Stadt dieses Landesteils und des Ruhrgebiets. Dortmund ist, wie 

Sie wissen, ursprünglich industriell geprägt. Die Stadt war in den letzten 

Jahren großen Veränderungen ausgesetzt und steht auch heute noch 

vor enormen Herausforderungen im Zuge des Strukturwandels. 

Die Zahl der Beschäftigten in den großen, alten Branchen Kohle, Stahl 

und Bier hat sich - beginnend in den 1960er bis weit in die 90er Jahre 

hinein - massiv verringert: Es gibt ja noch den schönen Spruch von 

Altbürgermeister Samtlebe: Wenn man sieben Millionen Tonnen Stahl 

produzieren will, braucht man sieben Millionen Tonnen Kohle und 

benötigt dabei sieben Millionen Hektoliter Bier. Das war einmal. Allein in 
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Dortmund gingen durch den Strukturwandel 98.000 Arbeitsplätze 

verloren.  

 

Viele arbeitslos gewordene Stahlwerker, Bergleute und Bierbrauer, die 

Dortmund eine ganz besondere Identität gegeben hatten, fanden keine 

neuen Jobs. Und nicht wenige von ihnen waren mit ihren Familien auf 

staatliche Unterstützung angewiesen. Das war und ist nicht nur ein 

Problem der öffentlichen Kassen, das ist auch ein Problem der 

Stadtgesellschaft, die ein gutes Stück an Tradition verliert.  

Dortmund gilt heute als gutes Beispiel für einen geglückten 

Strukturwandel. 

Zu diesem Erfolg haben Einrichtungen und Initiativen wie die 

MST.factory dortmund, der e-port-dortmund und die Kampagne Locate 

IT sowie die Wettbewerbe start2grow beigetragen. Die MST.factory 

dortmund ist das erste Gründungs- und Entwicklungszentrum für 

Mikrosystemtechnik in Deutschland. Sie stellt jungen Unternehmen 

Arbeits-, Labor- und Reinräume sowie das nötige Equipment zur 

Verfügung. 

Mit dem e-port-dortmund hat das dortmund-project ein Gründer- und 

Kompetenzzentrum speziell für den Bereich e-Logistik geschaffen. 

Darüber hinaus fördert es die Modernisierung der bereits bestehenden 

Wirtschaftszweige. Für die Ansiedlung ausländischer Unternehmen 

zeichnet in Zusammenarbeit mit der Wirtschafts- und 

Beschäftigungsförderung Dortmund die Initiative Locate IT 

verantwortlich. 

Darauf sind wir stolz in Dortmund, denn wir konnten gut qualifizierte 

Menschen mit ihren Familien für unsere Stadt gewinnen. Was uns aber 

noch nicht gänzlich gelungen ist, das ist die Kompensation der 
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weggefallenen montanindustriellen Arbeitsplätze: hier konnte die 

Beschäftigungslücke bisher nur um gut die Hälfte ausgeglichen werden. 

Das betrifft im Besonderen die Arbeitsplätze mit einem Helferprofil – also 

niedrig Qualifizierte.      

 

Die Folgen aus diesen beschriebenen Entwicklungen sind Strukturen 

einer sich verfestigenden Arbeitslosigkeit und Abhängigkeit von sozialen 

und finanziellen Transferleistungen.  

Die Arbeitslosenquote liegt zurzeit in Dortmund bei 12,6% (Sep. 2014), 

in manchen Sozialräumen dieser Stadt erheblich darüber. 

16,2 % aller Dortmunderinnen und Dortmunder beziehen Leistungen 

nach dem Sozialgesetzbuch II (Stand 31.12.2013).  

 

Das wirkt sich besonders prägend auf die nachwachsenden 

Generationen aus, denn viele Kinder und Jugendliche wachsen in diesen 

sozial benachteiligten Milieus auf: Fast jedes dritte Kind unter 15 Jahren 

erhält Transferleistungen.  

Hier sind effektive Lösungsstrategien notwendig - aber welche? Arbeit ist 

ein zentraler Schwerpunkt im Themenfeld sozialer Nachhaltigkeit. Die 

Integration der hohen Zahl an Langzeitarbeitslosen ist die gegenwärtige 

Herausforderung.  

 

Oftmals wird die Auffassung vertreten, dass alle Leistungsbezieher im 

SGB II eine grundsätzliche Möglichkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt 

haben. Nötig sei ein notfalls auch langjähriges Hinführen, die 

Beseitigung von mannigfachen Vermittlungshemmnissen, die Aktivierung 
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und Qualifizierung, der Einsatz zusätzlicher Finanzmittel etc., auf dass 

alles gut werde.  

 

Die Praxiserfahrungen zeigen allerdings, dass für viele Menschen trotz 

intensivster und langjähriger Begleitung und selbst nach positiven 

Erfahrungen in Beschäftigungsmaßnahmen eine echte 

Arbeitsmarktintegration dennoch nicht gelingt, weil keine adäquaten 

Arbeitsplätze in unserer hochtechnisierten und entwickelten 

Volkswirtschaft zur Verfügung stehen. Das gilt für die öffentliche wie die 

private Wirtschaft gleichermaßen. Dortmund beispielsweise hat in den 

letzten 30 Jahren über 30.000 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze 

für angelernte Kräfte verloren.  

 

Eine Problemlösung kann sich demnach nur in einem dauerhaft 

öffentlich geförderten und stadtgesellschaftlich akzeptierten Sektor 

entwickeln. Für viele Menschen wird dies die einzige, dauerhafte, 

mindestens aber langfristige Option sein, um in dem jeweils individuell 

möglichen Rahmen in sinnvoll-realer Weise am Arbeitsleben und damit 

in einem höheren Maße am Leben in der Gemeinschaft teilzuhaben. 

Dabei geht es um stadtgesellschaftlich sinnvolle Tätigkeiten, die am 

Markt aber nicht entstehen; 

• Wohnen im Alter im Quartier begründet vielfältige 

Assistenznotwendigkeiten 

• Hochqualifizierte Medizin oder Pflege begründet Lücken für 
menschliche Zuwendung 

• Es gibt viele weitere Dinge, die einem einfallen, wenn man einmal 
anders guckt; nämlich mit der Frage: Welche Arbeit braucht unsere 
(Stadt)gesellschaft, welche Arbeit fehlt im Quartier? 
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Es gilt also, eine Arbeitsmarktintegrationsperspektive in Dortmund neu 
aufzubauen. Dies kann nur gelingen, wenn alle gesellschaftlichen Kräfte 
hierbei zusammenarbeiten. 

 

Klar ist, dass die städtische Sozialpolitik genau solche Strukturen 

aufbauen und stärken muss, die den Menschen Wege aus der Armut hin 

zu wirtschaftlicher und stärkerer gesellschaftlicher Eigenständigkeit 

ermöglichen. 

 

Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung brauchen hierzu und zu 

den Entwicklungen in den Sozialräumen und Quartieren eine solide 

Wissensbasis über die Entwicklungen und sich abzeichnende 

Problemlagen.  

 

Der erste - sozusagen grundlegende - Baustein muss also ein 

qualifiziertes Berichtssystem sein. Nur so können sachgerechte 

Diagnosen gestellt, Handlungsbedarfe erkannt und letztendlich wirksame 

Maßnahmen überhaupt entwickelt werden.  

 

In Dortmund haben wir im Laufe der letzten Jahre ein Berichtswesen 

aufgebaut, das im Kern aus einem Sozialbericht und ergänzenden 

Fachberichten insbesondere aus den Bereichen Wohnen und 

Gesundheit besteht.  

2005 war es in Dortmund vor dem Hintergrund der so genannten Hartz-

Gesetze ein Anliegen, die Wirkungen dieses neue Leistungssystem im 

Blick zu behalten.  

Gemeinsam mit dem „Zentrum für interdisziplinäre Regionalforschung 

der Ruhr-Universität Bochum“ wurde damals eine neue Berichtsstruktur 
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entwickelt, die aus sozialräumlich aufbereiteten Bevölkerungs-, 

Einkommens-, Sozial- und Gesundheitsdaten im „Sozialstrukturatlas“ 

und einer – ebenfalls sozialräumlich orientierten – Analyse im „Bericht 

zur sozialen Lage“ besteht. Zusätzlich wurde eine interaktive 

Internetplattform entwickelt, auf der kleinräumig Sozialdaten aufgerufen 

und mittels Karten und Grafiken sehr anschaulich dargestellt werden 

können. 

 

Dieses Berichtssystem stellt die soziale Lage nach ausgewählten 

Indikatoren in den Stadtquartieren detailliert dar und zeigt auf, wo sie 

unter dem Durchschnitt liegen.  

Der Bericht zeigt, dass in 13 von insgesamt 39 Dortmunder 

Sozialräumen die sozialen Probleme deutlich größer sind, als im 

städtischen Durchschnitt:  

Hier häufen sich Dimensionen sozialer Ausgrenzung. Hier ist die Armut 

am höchsten. Und hier leben die meisten Kinder und Jugendlichen. Oder 

anders ausgedrückt: Dort, wo die meisten armen Menschen leben, 

wachsen auch die meisten Kinder auf. Und dort leben auch die meisten 

Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. Gerade diese Stadtteile 

erbringen eine hohe Integrationsleistung für die Gesamtstadt und 

müssen daher in besonderem Maße unterstützt werden.  

 

Alles in allem droht die Stadtgesellschaft soziokulturell und ökonomisch 

immer weiter auseinander zu driften. Es treffen Lebensstile 

unterschiedlicher Familienformen und Lebensentwürfe, sozialer, 

ethnischer und kultureller Merkmale aufeinander, die zunehmend auch 

gekennzeichnet sind durch deutlich unterschiedliche Teilhabe- und 

Lebenschancen.   
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Bezogen auf die Teilhabechancen sehe ich die Notwendigkeit, 

Indikatoren zu entwickeln, die sich auf das individuelle Wohlbefinden und 

das soziale Zusammenleben beziehen. Auf kommunaler Ebene haben 

wir hier die größten Gestaltungsmöglichkeiten. 

 

Genau dort müssen wir ansetzen und durch abgestimmte Strategien 

gemeinsam Lösungen entwickeln. Aber das funktioniert nur durch eine 

breit getragene, also beteiligungsorientierte Strategie. Partizipation ist 

daher ein wesentlicher Baustein. 

 

Wir haben das in Dortmund durch unseren „Aktionsplan Soziale Stadt“ 

erreicht, der – quasi als Antwort auf die Ergebnisse des Berichtes zur 

sozialen Lage – darauf abzielt, Ressourcen in die benachteiligten 

Quartiere zu lenken und die Probleme vor Ort zu lösen. Aus 

benachteiligten Sozialräumen sind „Aktionsräume“ geworden.  

Dazu wurde 2008 ein breit angelegter Beteiligungsprozess gestartet, um 

gemeinsam Ideen für solche Lösungen im jeweiligen Quartier zu 

sammeln. Die Beteiligung war beispiellos: In der ersten Phase haben in 

über 30 Veranstaltungen weit über 2.000 Dortmunderinnen und 

Dortmunder mitgemacht, viele aus Politik und Verwaltung, Verbänden 

und Kirchen, Vereinen und Organisationen, viele aber auch einfach nur 

als Nachbarn oder Gewerbetreibende.  

Interessant war es und ist es bis heute, dass sich - unbeschadet der 

individuellen Abweichungen in den einzelnen Quartieren – in allen 

Aktionsräumen die Handlungsbedarfe auf drei Schwerpunkte 

konzentrieren, nämlich:  

gute Arbeit schaffen, Kinder und Familien unterstützen und den sozialen 

Zusammenhalt im Quartier stärken.  
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Unser längerfristiges Ziel ist es, die vorhandenen Strukturen so zu 

öffnen, zu vernetzen und auszubauen, dass sie für alle im Sozialraum 

lebenden Menschen erreichbar und nutzbar sind und wir ihnen damit die 

gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Stadt und die Möglichkeit zur 

aktiven Mitgestaltung der Stadtgesellschaft ermöglichen. 

 

Das muss auch der Grundgedanke von integrierten Handlungskonzepten 

für Quartiere sein. Es wird noch in diesem Jahr das Land NRW dazu 

aufrufen, im Rahmen eines Programms zur Bekämpfung von Armut und 

Ausgrenzung im Quartier auf der Grundlage von qualifizierten 

integrierten Handlungskonzepten Projekte zur Verbesserung der 

Lebensbedingungen im Quartier zu entwickeln und zur Förderung 

anzumelden. Bisher standen bei den integrierten Handlungskonzepten 

städtebauliche Entwicklungen im Vordergrund. In diesem Rahmen 

durchgeführte soziale Projekte haben oftmals nicht den Kriterien der 

Nachhaltigkeit standgehalten. Hier gibt es Nachbesserungsbedarf und 

Entwicklungsbedarf.  

 

Zum Abschluss meiner Ausführungen möchte ich auf die Rolle der 

Kommunen auch als Reparaturbetrieb für Regelungsdefizite auf anderen 

Ebenen zu sprechen kommen. 

 

Wie Sie wissen, sind Bulgarien und Rumänien seit 2007 Mitglieder der 

Europäischen Union, obwohl die Europäische Kommission seit 1997 

wusste, dass beide Staaten die zugesagten Reformen für eine 

Mitgliedschaft nicht würden durchsetzen können. Dabei wäre ein sozialer 

Umbruch in beiden Ländern unbedingt erforderlich, denn viele Menschen 

leben dort teilweise unter schwierigsten Bedingungen, erleben Armut, 

8 
 



diskriminierende Gewalt und gesellschaftliche Ausgrenzung, haben 

kaum Chancen auf Bildung, und ein auskömmliches Einkommen, auf 

Gesundheitsversorgung und akzeptable Wohnbedingungen.  

 

Was wir seit 2007 beobachten, ist eine Armutswanderung von EU-

Bürgerinnen und –Bürgern innerhalb der EU, die es so bisher noch nicht 

gegeben hat. Das liegt natürlich vor allem an dem enormen Armuts-

Reichtumsgefälle, das seit dem Beitritt dieser Länder in der EU besteht 

und für das die EU nicht wirklich Antworten bereithält. 

  

Gesamtstädtisch waren zum 31. August dieses Jahres 6.767 Menschen 

aus Bulgarien und Rumänien offiziell in Dortmund gemeldet, das ist eine 

gut 12-fache Steigerung seit 2006. Etwa zwei Drittel der Menschen 

kommen aus Rumänien. 

Rund 64%, das sind 4.349 Menschen, sind in der Dortmunder Nordstadt 

gemeldet. Hier ist die Zahl seit 2006 um das fast 46-Fache gestiegen. 

 

Allein im Sozialraum Nordmarkt leben 2.966 und damit 44% aller in 

Dortmund gemeldeten Menschen aus Bulgarien und Rumänien! 

In einigen Quartieren registrieren wir eine Steigerung um das mehr als 

Hundertfache. 

 

Die EU-Bürger/innen, die in diesen Quartieren ankommen, lebten in 

ihren Herkunftsländern ausgegrenzt, diskriminiert und unter höchst 

prekären Bedingungen. Sie bringen die daraus resultierenden 

komplexen Problemlagen in Zielstädte mit. 
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Dazu gehört unter anderem 

 dass ein Großteil faktisch ohne geklärten 

Krankenversicherungsschutz ist. Diese Menschen können aus 

städtischen und Spendenmitteln nicht umfassend versorgt werden.  

 viele sind ohne ausreichendes Einkommen; Kindergeld ist die 

einzige regelmäßige Einnahmequelle 

 viele sind gering qualifiziert, teilweise Analphabeten; der 

Arbeitsmarkt-Zugang bleibt trotz Arbeitnehmerfreizügigkeit 

schwierig!  

 Es gibt keine faktische Bildungssituation – viele Kinder haben keine 

oder kaum Unterrichtserfahrung.  

 Es gibt Herausforderungen in der Jugendhilfe: wir haben es teilweise 

mit unter 14-jährigen Kindermüttern und Kindern in kriminellen 

Strukturen zu tun 

 viele leben in „Problemhäusern“ - Parallelstrukturen steuern hier den 

Zugang, dies ist für einige eine lukrative Einnahmequelle! 

 Gewerbeanmeldungen sind oft durch Schlepper organisiert, es gibt 

Ausbeutungsstrukturen! 

Aber: die Menschen kommen zunehmend im Familienverband, sie 

werden bleiben und haben als EU-Bürgerinnen und Bürger ein Recht 

darauf. Zu ihrer Integration gibt es daher keine vernünftige Alternative, 

will man die Entwicklung von Parallelgesellschaften verhindern. 

Insbesondere die Kindergeneration braucht unsere Unterstützung – eine 

nachhaltige Strategie muss darauf setzen, diesen jungen Menschen 

Chancen zu eröffnen. Sie brauchen vernünftige Lern- und 

Lebensbedingungen in Kita, Schule, Ausbildung und Wohnumfeld. 

Aber das schaffen wir nicht allein mit örtlichen Ressourcen. Maßnahmen, 

die wir aus eigenen Mitteln aufbauen können, sind meist Nothilfen oder 

erste Schritte in die richtige Richtung! 
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Langfristige und damit nachhaltige Lösungen sind in vorhandenen 

Strukturen und allein kommunal nicht möglich - dafür braucht es weitere 

Akteure und Unterstützung. 

 

Hier haben wir viel auf die Beine gestellt, uns in Richtung Landes- und 

Bundesebene auf den Weg gemacht, ein interkommunales Netzwerk für 

den Austausch mit anderen Zielstädten aufgebaut, eine bundesweite 

Arbeitsgruppe des Deutschen Städtetages unter meiner Leitung initiiert, 

die letztendlich dazu führte, dass der Bund sich erstmals in kleinen 

Schritten bewegt hat. Und wir haben Kontakte in die Herkunftsländer 

aufgebaut, um transnationale Projekte nach vorne zu bringen. 

Das Land NRW hat uns bei unserer Arbeit vor allem durch Fördermittel 

für unterschiedliche Maßnahmen unterstützt, die wir in den Bereichen 

Wohnen,  Gesundheit, soziale Arbeit, Sprachförderung und berufliche 

Qualifizierung einsetzen.  

Fakt ist: Die Zielkommunen sind meist strukturell unterfinanziert! Sie sind 

nicht in der Lage, die örtlichen Problemlagen alleine nachhaltig zu lösen. 

Das Handlungsfeld ist ein Generationenprogramm - Projektförderungen 

allein reichen nicht aus, es braucht nachhaltige Lösungen, 

Voraussetzung dafür vor allem: eine auskömmliche Finanzierung der 

Zielstädte!  

Hier Projekt an Projekt reihen zu müssen, macht eine sinnvolle und 

nachhaltige Sozialpolitik unmöglich. 

Wir brauchen eine Verantwortungsgemeinschaft über alle Ebenen, die 

Herkunftsstaaten gehören ausdrücklich in diese Gemeinschaft.  
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Dies sind Herausforderungen, vor denen wir in der sozialen 

Stadtgesellschaft stehen. Ich möchte hier nicht so weit gehen, von der 

immer wieder zitierten Krise unserer Städte zu sprechen. Tatsächlich 

aber spiegeln die Städte - und mehr noch: die Quartiere in unseren 

Städten - gesamtgesellschaftliche Entwicklungen wie ein Brennglas. 

Gerade hier verdichten sich gesellschaftliche Strukturen und 

Beziehungen auf engstem Raum.  

Und die Entwicklungen, die wir hier beobachten, müssen uns alarmieren. 

Und wie Johannes Rau gesagt hat: „Die Kommune ist der Ernstfall der 

Demokratie“. 

Das heißt: Was wir vor Ort nicht regeln können, schafft auch keine 

Ebene darüber und: Jedes nachhaltige soziale Problem, das nicht gelöst 

werden kann, gefährdet auf Dauer den demokratischen Zusammenhalt 

der gesamten Gesellschaft. 

Unser oberstes Ziel muss es sein, die Menschen in Arbeit zu bringen. 

Wir müssen – nicht nur, aber vor allem - in die Kinder unserer Städte 

investieren.  

Wir müssen verhindern, dass sich Arbeitslosigkeit und Armut weiter 

„vererben“ und damit diesen jungen Menschen die Möglichkeit einer 

aktiven und zufrieden stellenden Teilhabe am städtischen Leben 

genommen wird.  

Das ist vor allem eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir müssen 

die nachwachsende Generation in die Lage versetzen, ihre eigene 

Zukunft selbstbestimmt zu gestalten. Dazu müssen sie die individuellen 

Ressourcen und die strukturellen Rahmenbedingungen erhalten.  

Nur unter dieser Voraussetzung werden die zukünftigen Generationen 

bereit sein, für die Stadtgesellschaft mit Verantwortung zu übernehmen. 
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Damit sind wir auch bei dem Leitmotiv des wissenschaftlichen Handelns: 

unter dem Aspekt der sozialen Nachhaltigkeit: 

Wir müssen den zukünftigen Generationen ein würdevolles Leben 
ermöglichen. 

 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, ich konnte mit meinem Input 

Anregungen geben für eine gute, lebhafte und kritische weitere 

Diskussion zum Themenfeld „Soziale Nachhaltigkeit“!  

Ein herzliches Glückauf! 
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